Satzung der Gemeinde Arkebek Uber die 1. Anderung und Ergéinzung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 "Biogasanlage"

for

Préambel

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung

vom

13.04.2010 und mit Genehmigung des Landrats des Kreises Dithmarschen vom
, Az , folgende Satzung Gber die

1. Anderung und Ergénzung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 "Biogasanlage” fir
das Gebiet "westlich des Schrumer Weges (K40), stdlich des Waldes und ca. 250 m nérdlich des
Albersdorfer Gewerbegebietes 'Hogen Haid", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B), erlassen.

Verfahrensvermerke

1.

10.

11.

12.

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 06.12.2006.

Die ortsibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Aushang an den
Bekanntmachungstafeln vom 23.01.2007 bis 08.02.2007 erfolgt.

Die frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 (1) BauGB wurde am 06.12.2006
durchgefohrt. Die von der Planung beriihrten Behérden und sonstigen Tréger offentlicher
Belange sind nach § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom 10.01.2007 friihzeitig unterrichtet und zur
AuBerung auch im Hinblick auf den erorderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprifung nach § 4 (2) BauGB aufgefordert worden.

Die Gemeindevertretung hat am 18.12.2009 den Entwurf der 1. Anderung und Ergéinzung des
Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes Nr. T mit Begrindung beschlossen und zur Auslegung
bestimmt.

Die von der Planung berihrten Behorden und sonstigen Triiger &ffentlicher Belange wurden
gemdB § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 28.01.2010 zur Abgabe einer Stellungnahme
aufgefordert.

Der Entwurf der 1. Anderung und Ergénzung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1,
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie die Begrindung haben in
der Zeit vom 26.02.2010 bis 26.03.2010 wahrend der Dienstzeiten nach § 3 (2) BauGB
offentlich ausgelegen. Die offentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen
wahrend der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift geltend
gemacht werden kénnen, vom 02.02.2010 bis 17.02.2010 durch Aushang an den
Bekanntmachungstafeln ortsiblich bekannt gemacht. Es wurde darauf hingewiesen, dass nicht
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung ber die 1. Anderung und
Erginzung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 unbericksichtigt bleiben kénnen
und dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzul@ssig ist, soweit mit ihm
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht
oder verspdtet geltend gemacht wurden, aber hétten geltend gemacht werden kénnen. Auf die
Arten der vorliegenden umweltbezogenen Informationen wurde ebenfalls hingewiesen.

Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie der
Behdrden und sonstigen Trdger offentlicher Belange am 13.04.2010 geprift. Das Ergebnis
wurde mitgeteilt.

Die Gemeindevertretung hat die 1. Anderung und Ergénzung des Vorhaben bezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) am
13.04.2010 als Satzung beschlossen und die Begrindung durch (einfachen) Beschluss gebilligt.

Arkebek, den .

Birgermeister

Der katasterméBige Bestand am . sowie die geometrischen Festlegungen der
neuen stddtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt.

Meldorf, den .

Der Landrat des Kreises Dithmarschen hat mit Bescheid vom . . . Az
die Satzung Gber die 1. Anderung und Ergénzung des
Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und
dem Text (Teil B), -mit Nebenbestimmungen und Hinweisen- genehmigt.

Die Gemeindevertretung hat die Nebenbestimmungen durch den satzungsdndernden Beschluss
vom . . erillt, die Hinweise sind beachtet. Der Landrat des Kreises Dithmarschen
hat die Erfullung der Nebenbestimmungen mit Bescheid vom . . . Az
bestdtigt.

Arkebek, den .

Birgermeister
Die Satzung tber die 1. Anderung und Ergéinzung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes
Nr. 1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt
und ist bekannt zu machen.
Arkebek, den .

Birgermeister
Die Erteilung der Genehmigung der 1. Anderung und Ergénzung des Vorhaben bezogenen

Bebauungsplanes Nr. 1 sowie die Stelle, bei der der Plan, die Begrindung und die
zusammenfassende Erklérung auf Dauer wéhrend der Offnungszeiten for den Publikumsverkehr
von allen Interessierten eingesehen werden kann und die iber den Inhalt Auskunft erteilt, sind
am .. im Internet, mit Hinweis in der Dithmarscher Landeszeitung — am

ortsiblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die
Moghchkeﬂr eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriffen und von Méngeln der
Abwagung einschlieBlich der sich ergebenden Rechisfolgen (§ 215 (2) BauGB) sowie auf die
Maglichkeit, Entschddigungsanspriche geltend zu machen und das Erléschen dieser Anspriche
(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 (3) GO wurde ebenfalls
hingewiesen. Die Satzung ist mithinam .. in Kraft getrefen.

Arkebek, den .

Birgermeister

Planzeichnung (Teil A)

Es gilt die BauNVO von 1990
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das Gebiet "westlich des Schrumer Weges (K40), sudlich des Waldes und ca. 250 m nordlich des Albersdorfer Gewerbegebietes 'Hogen Haid"

Tex’r (Teil B)

1.1

1.2

4.1

4.2

5.1

5.2

Art der Nutzung, Sondergebiet 2 -Biogasanlage-
(6 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 BauNVO)

Das Sondergebiet 2 ,Biogasanlage” dient der Unferbringung von Anlagen zur Erzeugung von Gas

aus Gille und nachwachsenden Rohstoffen einschliefilich der Nutzung des gewonnenen Gases zur

Erzeugung von Strom- und Warmeenergie.

Im Sondergebiet 2 ,Biogasanlage” sind nur zuléssig

notwendige Betriebsgebdude

(insbesondere Biro-, Aufenthalts- und Sozialréume sowie Lagerrdume/-hallen);

die zur Lagerung, zur physikalischen, biologischen und chemischen Reinigung und Verarbeitung

der Gille, der nachwachsenden Rohstoffe und der Cofermente, zur Weiterverarbeitung des

Garproduktes sowie zur Aufbereitung des Gases erforderlichen Reaktoren,
Lagerfliichen

Lagerbehdlter und

(insbesondere Annahmebehdlter, Vorlagebehdlter, Substratlager, Fermenter, Géarprodukilager,

Warmetauscher, ~ Gasspeicher, ~ Notfackel ~ sowie  Reinigungs-, Vi
Trocknungsanlagen);

erdichtungs-  und

die zur Wérme-, Gas- und Stromgewinnung, zur Einspeisung ins (6ffentliche) Netz sowie zur

Warmenutzung erforderlichen Anlagen (insbesondere BHKW, Wérmetauscher, Warmespeicher

und Pumpen).

Uberschreitung der zulassigen Grundflache
(8§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 19 (4) Satz 3 BauNVO)

Die zuldssige Grundfliche von 3.000 m? darf fir Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
(insbesondere Silageflichen) sowie fir Wege und Wirtschaftsfldchen um maximal 3.000 m?

Uberschritten werden.

Firsthdhe bei Schornsteinen und Abluftanlagen
9 (1) Nr. 1 BauGB und § 16 (4) BauNVO)

Die in der Planzeichnung festgesetzten Firsthdhen gelten nicht fur Schornsteine und Abluftanlagen.

Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind
(§9 (1) Nr. 10 BauGB)
Sichtfelder

Aut der Fliche, die von Bebauung freizuhalten ist -Sichtfeld- sind Bebauungen, Bepflanzungen oder

sonstige Nutzungen von mehr als 0,7 m Hohe Gber OK der angrenzenden StraBenverkehrsfléche

(Radweg) sowie Stellplatze nicht zuldssig.

Knickschutz

Im Abstand von 2 m zu den vorhandenen oder geplanten Knicks ist auf dem
Errichtung baulicher Anlagen einschliefilich der in § 14 (1) BauNVO definie
unzuldissig. Zuldssig ist die Errichtung von Einfriedigungen.

Baugrundstiick die
rten Nebenanlagen

Anpflanzen von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen

(89 (1) Nr. 25 a BauGB)
Neuanlage Knick

Innerhalb der Umgrenzung von Flichen zum Anpflanzen von Béumen, Stréuc

hern und sonstigen

Bepflanzungen -Knick- ist ein Knick anzulegen und mit heimischen und Standort gerechten Gehélzen

zu bepflanzen. Je laufender Meter Knick sind mindestens 2 Gehélze zu pflanzen. Im Abstand von

hochstens 20 m sind Uberhélter zu entwickeln.

Neupflanzung von Béumen

Innerhalb des Sondergebietes 2 -Biogasanlage- sind mindestens 5 heimische und Standort gerechte

Laubbdume zu pflanzen. Vom dargestellten Pflanzpunkt am  8stlichen Plangebietsrand dart um

maximal 5 m abgewichen werden.

Ubersichtskarte

Stand: § 10 BauGB
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Gemeinde Arkebek

1. Anderung und Erganzung des Vorhaben bezogenen Bebauungs-
plans Nr. 1 ,Biogasanlage” fur das Gebiet ,westlich des Schrumer
Weges (K 40), sudlich des Waldes und ca. 250 m ndrdlich des Al-
bersdorfer Gewerbegebietes ,Hogen Haid"

Begrindung

1. Lage, Planungsanlass und Planungsziele

Das Gebiet des Vorhaben bezogenen Bebauungsplans Nr. 1 ,Biogasanlage“ der
Gemeinde Arkebek liegt westlich des Schrumer Weges (K 40), stdlich und 6stlich
eines Waldstlcks und ca. 250 m nérdlich des Albersdorfer Gewerbegebietes '"Hogen
Haid'. Das Gebiet der 1. Anderung und Erganzung umfasst eine Flache im Westen
und Suden des bestehenden Bebauungsplans und wird um einen ca. 35 m breiten
Streifen Richtung Suden erganzt.

Das Plangebiet umfasst Teilflachen der Flursticke 88 und 89 sowie das Flurstiick
26/1 der Flur 5 in der Gemeinde und Gemarkung Arkebek. Die GroRRe betragt ca.
1,03 ha. Die erforderliche Ausgleichsflache von ca. 3.000 m? wird Gber externe Aus-
gleichsmalRnahmen des Deich- und Hauptsielverbandes sichergestellt.

Der Vorhabentrager beabsichtigt, die bestehende Biogasanlage zu optimieren, die
Betriebssicherheit zu erh6hen und die Warmelieferung auszubauen. Hierfur ist eine
Ertiichtigung der vorhandenen Anlage und zusatzliche Lagerflachen sowie die Er-
géanzung durch eine Nawaro-Anlage von ca. 600 kWe erforderlich. Zu diesem Zweck
ist der bestehende Bebauungsplan zu andern und um zusatzliche Flachen fur die
Errichtung der Anlagen zu erganzen.

Die Gemeinde folgt dem Antrag des Vorhabentragers und stellt zur Schaffung der
planungsrechtlichen Voraussetzungen die 1. Anderung und Erganzung des Vorha-
ben bezogenen Bebauungsplans Nr. 1 auf. Der Bebauungsplananderung liegt der
Vorhabenplan mit Stand vom 26.11.2009 zugrunde. Vorhabentrager ist die BioKraft
Albersdorf GmbH & Co. KG.

2. Planerische Vorgaben

Der Uberwiegende Bereich der Gemeinde Arkebek ist gemal Landesraumordnungs-
plan von 1998 Raum mit besonderer Bedeutung fur Tourismus und Erholung.

Der Landesentwicklungsplan 2009 liegt im Entwurf (Stand Januar 2008) vor. Gemal}
Ziffer 7.5.1 (5) LEP-Entwurf soll unter Berlcksichtigung der regionalen Gegebenhei-
ten die Nutzung regenerativer Energiequellen wie Windenergie, Solarenergie, Bio-
masse, Geothermie und anderer sowie von Ersatzbrennstoffen verstarkt voran ge-
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trieben werden. Die energetische Verwertung nachwachsender Rohstoffe soll positi-
ve Energie- und Okobilanzen des Gesamtprozesses erzielen.

Die Gemeinde Arkebek gehort zum Amt Mitteldithmarschen. Albersdorf als Unter-
zentrum ist nachst gelegener Zentralort. Das Plangebiet liegt zudem gemalR Regio-
nalplan fur den Planungsraum IV 2005 (RP 1V) innerhalb eines Gebietes mit beson-
derer Bedeutung fir den Grundwasserschutz.

Der Landschaftsplan weist bereits einen 'geplanten Standort flr Biogasanlage' aus.
Im sudlichen Bereich des Plangebietes sind landwirtschaftliche Flachen dargestellt.
Belange der Landschaftsplanung stehen dem Vorhaben nicht entgegen.

Die Flache weist als Teilflache der bestehenden Biogasanlage oder als intensiv ge-
nutzte Ackerflache tberwiegend allgemeine Bedeutung fur Natur und Landschaft auf.
Die im Ausgangsbebauungsplan festgesetzten Ausgleichsflachen bleiben erhalten.
Der zur Einbindung ins Landschaftsbild im Bebauungsplan Nr. 1 festgesetzte und
angelegte Knick wird an die Stidgrenze des Erganzungsbereichs verschoben.

Die Gemeinde verfiigt noch nicht tiber einen Flachennutzungsplan. Die 1. Anderung
und Erganzung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplans Nr. 1 ,Biogasanlage”
reicht aus, um die stadtebauliche Entwicklung zu ordnen (8 8 (2) Satz 2 BauGB).

3. Erlauterung der Planfestsetzungen

3.1 Art der baulichen Nutzung

Entsprechend des geplanten Vorhabens wird in Ergdnzung des bereits bestehenden
Sondergebietes —Biogasanlage- als Art der baulichen Nutzung ein Sondergebiet 2
-Biogasanlage- festgesetzt. Der Vorhabentrager beabsichtigt, die bestehende Bio-
gasanlage zu optimieren, die Betriebssicherheit zu erhéhen und die Warmelieferung
auszubauen. Hierfir sind innerhalb des Plangebietes Flachen fur eine Ertlichtigung
und Erganzung der vorhandenen Anlage, zuséatzliche Lagerflachen sowie die Ergéan-
zung durch eine weitere Biogasanlage vorgesehen.

Auf dem Gelande des Plangebietes im Sondergebiet 2 —Biogasanlage- sollen Anla-
gen zur Erzeugung von Gas aus Gille und nachwachsenden Rohstoffen errichtet
werden. Das gewonnene Gas dient der Erzeugung von Strom und Warmeenergie.
Der Strom wird ins 6ffentliche Netz eingespeist. Die Warme wird an den nahegelegen
Gewerbepark (Dithmarsenpark) geleitet. Von hier aus erfolgt inzwischen auch eine
Versorgung des gemeindlichen Schwimmbades. Die Versorgung weiterer Bereiche in
der Ortslage Albersdorf ist beabsichtigt.

Innerhalb des Sondergebiets 2 -Biogasanlage- sind Gebaude und sonstige bauliche
Anlagen zulassig, wenn sie in notwendigem Zusammenhang mit dem Betriebszweck
stehen. Die innerhalb der textlichen Festsetzung unter Ziffer 1.2 aufgefihrten Anla-
genteile dienen der Konkretisierung und sind nicht abschlieBend (insbesondere).
Damit kann innerhalb des Rahmens des Bebauungsplans eine Weiterentwicklung der
Anlage entsprechend dem Stand der Technik stattfinden.
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Innerhalb des Waldschutzstreifens sind Silageflachen mit einem reduzierten Waldab-
stand von 15 m zum Waldrand zuléssig. Die Silageflachen wurden zu diesem Zweck
als Umgrenzung von Flachen fir Nebenanlagen -Silageflachen- explizit gekenn-
zeichnet.

3.2 Mal} der baulichen Nutzung, Bauweise, Uberbaubare
Grundstucksflache

Das Mal der baulichen Nutzung wird entsprechend der im Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplan Uberbauten Flache zuziglich einer baulichen Entwicklungsméglichkeit
(z. B. fur zusatzliche Lagerflachen oder technische Weiterentwicklung der Betriebs-
anlagen) bestimmt.

Fur Hauptanlagen ist gemaR dem aktuellen Vorhabenplan ein Flachenbedarf von ca.
2.200 m2 erforderlich. Fur Silageflachen, Verkehrsflachen und sonstige baulichen
Nebenanlagen ist ein Flachenbedarf von ca. 3.200 m? erforderlich. Darliber hinaus
wird eine Entwicklungsreserve von ca. 600 m2 berucksichtigt.

Insgesamt wird fur das MalR der baulichen Nutzung eine Grundflachenzahl von
3.000 m? festgesetzt. Die vorstehende zulassige Grundflache darf darliber hinaus fur
Nebenanlagen im Sinne des 8 14 BauNVO (insbesondere Silageflachen) sowie flr
Wege und Wirtschaftsflachen um maximal 3.000 m? tberschritten werden.

Die Hohe der baulichen Anlagen betragt nach derzeitigem Planungsstand zwischen
5,5 und 9,0 m zuzuglich der Gaspufferspeicher. Die Firsthohe von 12,0 m als maxi-
male Geb&udehodhe ist nach Ricksprache mit dem Vorhabentrager ausreichend. Zur
Beschrankung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild wird eine maximale Hohe
von 12,0 m Uber der Oberkante des bestehenden naturlichen Gelandes verbindlich
festgesetzt. Die Gelandehdhe kann anhand der Hohenlinien in der Planzeichnung
bestimmt werden.

Die Firsthohe von 12 m gilt nicht fur Schornsteine und Abluftanlagen, da diese den
technischen Anforderungen entsprechend teilweise eine gréRere Hohe aufweisen
mussen.

Eine Bauweise wird nicht festgesetzt. Bauliche Anlagen gemaf Ziffer 1 der textlichen
Festsetzungen sind innerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulassig.

Die Baugrenzen schlieRen im Norden unmittelbar an die bestehenden Anlagenteile
mit zulassigen Firsth6hen von 8 m bzw. 21 m an. Im Osten parallel zur K 40 wird die
Anbauverbotszone von 15 m zum auf3eren Fahrbahnrand der K 40 bzw. von ca. 4 m
zur bestehenden Grundstiicksgrenze bericksichtigt. Im Siden wird ein Abstand von
6 m zur Plangebietsgrenze bzw. von 3 m zum geplanten Knick eingehalten.

Im Westen werden die Baugrenzen zunachst in Verlangerung des bestehenden
Waldschutzstreifens und dann in Verlangerung der geplanten Silageflachen festge-
setzt. In diesem Bereich bestehen alternativ zur vorgesehenen Silageflache bauliche
Erweiterungsmoglichkeiten der Anlage.
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3.3 Nachrichtliche Ubernahmen

Im Abstand von 15 m zum Fahrbahnrand der K 40 durfen gemal3 8§ 29 Stral3en- und
Wegegesetz Schleswig-Holstein ,Hochbauten jeder Art" nicht errichtet werden. Die
weitergehende Zulassigkeit baulicher Anlagen richtet sind nach Stral3en- und Wege-
gesetz.

Entlang der K 40 sowie sudlich des Feldgeholzes verlaufen Knicks, die gemali
8 21 (1) Nr. 4 LNatSchG gesetzlich geschitzt sind und nachrichtlich in den Bebau-
ungsplan tbernommen werden.

Parallel zur K 40 verlauft eine Gasleitung —DN 200 PN 16-, die ebenfalls nachrichtlich
in den Bebauungsplan tbernommen wird.

Gemal § 24 des Landeswaldgesetzes betragt der Regelabstand baulicher Vorhaben
zum vorhandenen Wald 30 m (Waldschutzstreifen). Fur die geplante Silageflache ist
aufgrund der geringen Gefahrdung (kein Gebaude) eine Unterschreitung auf 15 m
maoglich. Das Einvernehmen der Forstbehorde liegt mit Schreiben vom 18.01.2007
vor. Aus bauordnungsrechtlicher und brandschutztechnischer Sicht bestehen gegen
die Unterschreitung des Waldschutzstreifens auf 15 m keine Einwande (vgl. Schrei-
ben des Kreises Dithmarschen vom 29.01.2010).

3.4 Grinordnung
3.4.1 Knicks

Im Bereich der StralRenverkehrsflache der K 40 befindet sich ein Knick. Dartber hin-
aus befindet sich ein Knick siudlich der MaRnahmenflachen. Beide Knicks werden
nachrichtlich in die Planzeichnung Gbernommen und sind dauernd zu erhalten.

Der bislang als sudliche Abgrenzung des Ausgangsbebauungsplans festgesetzte
und vorhandene Knick kann zur Realisierung der Erweiterung des Bebauungsplans
nicht erhalten werden. Die Beseitigung des Knicks ist gemafR § 30 (3) BNatSchG
i.V.m. 8 21 (3) LNatSchG durch die Untere Naturschutzbehdrde zu genehmigen.
Hierzu ist im Rahmen der Baugenehmigung ein gesonderter Antrag zu stellen. Die
Beseitigung des Knicks ist ausgleichspflichtig. Die Ausnahmegenehmigung wurde mit
Schreiben vom 23.02.2010 durch die Untere Naturschutzbehérde in Aussicht gestellt.

Entlang der Sudgrenze des Plangebietes sowie im Erweiterungsbereich an der
Westgrenze des Plangebietes ist ein Knick mit 3 m Breite und 1 m H6he tGber dem
natirlichen Gelande anzulegen und dauernd zu erhalten. Je laufender Meter Knick
sind mindestens 2 heimische und standortgerechte Gehoélze zu pflanzen. Im Abstand
von hochstens 20 m sind Uberhélter zu entwickeln. Die Anlage des Knicks dient der
Minimierung der Eingriffe in das Landschaftsbild sowie als Ausgleich fur den Eingriff
in das bestehende Knicksystem.

Im Abstand von 2 m zu dem bestehenden und dem geplanten Knick ist auf dem Bau-
grundstiick die Errichtung baulicher Anlagen einschlief3lich der in § 14 (1) BauNVO
definierten Nebenanlagen unzul&ssig. Dies dient dem Knickschutz und zur Sicherung
von Entfaltungsmaglichkeiten der Knicks. Zulassig ist die Errichtung von Einfriedi-
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gungen. Fur die offentliche Verkehrsflache des Landesbetriebes StralRenbau und
Verkehr Schleswig-Holstein wird diesbezuglich keine Regelung getroffen.

3.4.2 Baumpflanzungen

An der Ostgrenze des Plangebietes sind parallel zum Radweg mindestens 5 heimi-
sche und standortgerechte Laubbaume zu pflanzen. Vom in der Planzeichnung dar-
gestellten Pflanzpunkt darf um ca. 5 m abgewichen werden. Bei der Neuanpflanzung
von Baumen an Stral3en auf3erhalb der Ortsdurchfahrten (an der sogenannten freien
Strecke) sind die Abstédnde nach dem Runderlass StB — SH 5/86 (u.a. = 0,5 m Ab-
stand zu Radwegen) einzuhalten.

Im Ausgangsbebauungsplan waren im Bereich der nunmehr geplanten Silageflache
8 Baumpflanzungen vorgesehen. Diese sind nicht zu erhalten. Eine Verschiebung an
den Waldrand ist aufgrund der raumlichen Nahe zum Wald nicht sinnvoll. Durch die
neuen Baumpflanzungen an der Ostgrenze und zuséatzliche Uberhélter auf dem ge-
planten Knick bleibt die Gesamtzahl der Bd&ume erhalten.

3.4.3 Ausgleichsflachen und MalRnahmen

Die Flachen fur Mallnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft —Feldgehdlz- bzw. —Blumenwiese- dienen als Ausgleich fur
den Eingriff in das Schutzgut Boden des Ausgangsbebauungsplans.

Das Feldgehdlz dient dartiber hinaus der Einbindung in das Landschaftsbild. Die
MalRnahmen wurden zwischenzeitlich umgesetzt und sind dauernd zu erhalten. Die
Flache fur das Feldgehdlz ist mit heimischen und standortgerechten Baumen ent-
sprechend der Festsetzungen des Ausgangsbebauungsplans bestockt.

Gemal Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung (vgl. Ziffer 9.2.2.3 des Umweltberich-
tes) ist ein Ausgleich von ca. 2.900 m2 bzw. 2.900 Okopunkten gemaR OkokontoVO
fur die zulassigen Flachenversiegelungen bzw. den Eingriff in das Schutzgut Boden
erforderlich. Dieser wird aul3erhalb des Plangebietes ausgeglichen.

Der Ausgleich wird tber MalRnahmen des Deich- und Hauptsielverbandes im Bereich
der Gemeinde Krumstedt sichergestellt. Diese liegen noérdlich der Ortslage, westlich
der K 25 in westlicher Verlangerung des Vierthweges auf diversen Flursticken der
Flur 6 in der Gemeinde und Gemarkung Krumstedt.

Entwicklungsziel ist die Bereitstellung und Umwidmung von Flachen fir den Natur-
schutz sowie die Umlegung und Herstellung der Durchlassigkeit des Gewassers
0417 des Sielverbandes Sudertal. Konkret handelt es sich bei der Ausgleichsflache
um ein 2.820 m2 grof3es Teilstiick im Stden von Flurstiick 68 der Flur 6.

3.5 Immissionsschutz

Die zu errichtenden Anlagen sind genehmigungsbedirftig nach der vierten Verord-
nung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV). Die
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Anlagen sind im Anhang zur 4. BlmschV unter den Ziffern 1.4.b und 9.36 jeweils in
Spalte 2 aufgefuhrt.

Fur die Anlage ist gemal Ziffer 1.3.2 der Anlage 1 zum UVP-Gesetz eine standort-
bezogene Vorprifung des Einzelfalls geméaR § 3c (1) Satz 2 UVPG erforderlich. Bei
Bebauungsplanen wird die Umweltvertraglichkeitsprifung einschliel3lich der Vorpri-
fung des Einzelfalls nach den Vorschriften des Baugesetzbuches durchgefihrt (vgl.
8 17 (1) UVPG). Auf 8 17 (3) UVPG wird weitergehend verwiesen.

In Absprache mit dem Landesamt fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume,
Aul3enstelle Itzehoe (Gesprach vom 04.12.2009 mit Herrn Mischok) ist eine standort-
bezogenen Vorprifung durch den Vorhabentrager im Rahmen der konkreten Anla-
genplanung im BImSchG-Genehmigungsantrag durchzufiihren.

Fur die Standortwahl der Ausgangsanlage war maf3geblich, unter Berilicksichtigung
der Ziffer 5.4.8.6.1 der TA Luft einen angemessenen Abstand zu Wohnstandorten zu
finden, um damit eine Beeintrdchtigung auszuschlieRen. Weitere Voraussetzung war
die rdumliche N&he zu den [damals] potentiellen Abnehmern Kaserne (heute
Dithmarsen Park) und ursprunglich Griine Fee, um die Fernwarmeleitung wirtschaft-
lich und mit geringem Energieverlust beim Transport an den Abnehmer beliefern zu
kdnnen.

Die o6stlich der K 40 gelegenen Flachen liegen im direkten Sichtfeld von Hlgelgra-
bern. Die Einbettung in den Wald schirmt die Denkmale hinreichend ab und bindet
die Anlage in die Landschatft ein.

Durch die Alleinlage der Anlage werden bei entsprechender Ausfihrung des Vorha-
bens weiterhin keine schadlichen Umwelteinwirkungen an der nachstgelegenen
Wohnbebauung durch Geruch oder Schall erwartet. Mal3geblicher Bezugspunkt fir
die Geruchsimmission ist nach GIRL die nachstgelegene Wohnbebauung im Bereich
der Gewerbegebiete Dithmarsen Park und Hogen Haid — soweit Betriebsleiterwoh-
nungen zulassig sind.

In Absprache mit dem Landesamt ist im Rahmen der konkreten Anlagenplanung eine
Schornsteinh6henberechnung gemald TA Luft und eine Geruchsprognose fur das
Genehmigungsverfahren nach BImSchG durchzufihren. Bei der Schornsteinhéhen-
berechnung sind ggf. h6here Anlagenteile der Bestandsanlage zu bertcksichtigen.

Das Geruchsgutachten liegt zwischenzeitlich vor (Immissionsprognose zur Bestim-
mung der Geruchsimmissionssituation im Bereich der erweiterten Biogasanlage der
Biokraft Albersdorf GmbH & Co. KG in Arkebek — Berichts-Nr.: 1002-IP/2010). Zu-
sammenfassend zeigen danach die Ergebnisse der Ausbreitungsrechnung, dass auf
den Beurteilungsflachen mit relevanter Bebauung im Studen und Sudwesten der An-
lage (Dithmarsen Park) Immissionswerte von maximal 6 % der Jahresstunden erzielt
werden.

Die Schallimmissionen konnen sich um ca. 3 dB (A) erhdhen. Die Schallquellen lie-
gen ggf. etwas dichter an der Ortslage von Albersdorf. Betroffen sind hier in erster
Linie jedoch die Gewerbegebiete in Albersdorf, die auch bei Betriebsleiterwohnungen
Uber einen geringeren Schutzstatus verfigen. Das Landesamt wird die Auswirkungen
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der Schallbelastungen im Rahmen der BImSchG-Genehmigung Uberschlagig
bestimmen und ggf. Auflagen zum Schallschutz vornehmen.

3.6 Denkmalschutz

Nordlich und Nordéstlich des Plangebietes befinden sich zahlreiche Hugelgréber.
Das geplante Vorhaben ist mit den denkmalpflegerischen Belangen vereinbar, da die
Anlage durch den Wald oder durch die vorhandenen Gelandeformation hinreichend
zu den Grabern abgeschirmt ist.

4. VerkehrserschlieRung

Das Plangebiet liegt unmittelbar westlich der Kreisstrafl3e Nr. 40. Die K 40 (Schrumer
Weg) mindet am westlichen Ortseingang von Albersdorf in die L 316 (Albersdorf /
Heide) ein. Uber die K 40 werden der Dithmarsenpark (die ehemalige Albersdorfer
Kaserne) und das Albersdorfer Gewerbegebiet ,Hogen Haid* erschlossen. Richtung
Norden verlauft die K 40 tber Schrum nach Welmbdttel (B 203).

Der innerhalb des Plangebietes liegende Weg soll als Einfahrtbereich fir die Anliefe-
rung im Plangebiet sowie als gemeinsame Ausfahrt flr beide Betriebsbereiche die-
nen. Zu diesem Zweck wurde ein Ein- und Ausfahrbereich festgesetzt. Zur Sicher-
stellung eines ausreichenden Begegnungsverkehrs fir ein- und ausfahrende Fahr-
zeuge ist der Einmindungsbereich in einem Abstand von 20 m zum Fahrbahnrand
der K 40 in mindestens 6,0 m Breite auszubauen.

Im Ausfahrbereich ist ein Sichtfeld gemald RAS-K-1 fur Radfahrer von Bebauungen,
Bepflanzungen oder sonstigen Nutzungen von mehr als 0,7 m Hohe uber der Ober-
kante des Radweges an der K 40 nicht zulassig.

Die Sichtfelder zur K 40 sind auf die Anfahrsicht mit einem Abstand von 5 m zum
Fahrbahnrand bemessen (vgl. Ziffer 3.4 der RAS-K-1). Sie liegen innerhalb der 6f-
fentlichen Verkehrsflache und wurden nicht mehr dargestellt.

Das Plangebiet liegt an freier Strecke der K 40 aul3erhalb der geschlossenen Ortsla-
ge. Im Abstand von 15 m zum auf3eren Rand der befestigten Fahrbahn der K 40 ist
die Anbauverbotszone gemalR § 29 des StralRen und Wegegesetzes Schleswig-
Holstein (StrWG) zu berticksichtigen. Sie wird mit Bezug auf die bestehende Fahr-
bahn nachrichtlich in den Bebauungsplan Gbernommen. Hochbauten jeder Art sind in
diesem Bereich unzulassig.

Weitere direkte Zufahrten und Zugange dirfen zur freien Strecke der K 40 aus Si-
cherheitsgrinden nicht angelegt werden. Die im sidlichen Bereich noch vorhandene
landwirtschaftliche Zufahrt ist aufzuheben und im Einvernehmen mit dem Leiter der
zustandigen StralRenmeisterei Heide zu beseitigen.

Es ist sicherzustellen, dass von den baulichen Anlagen keine Produkte durch even-
tuell unbeabsichtigte Freisetzung auf die 6ffentlichen Verkehrsflachen gelangen kon-
nen. Wasser, geklart oder ungeklart, darf dem Stral3engebiet der KreisstralRe 40 we-
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der zuflieBen kénnen noch zugeleitet werden (aufer durch genehmigte Anschliisse
an eine vorhandene Kanalisation).

5. Technische Infrastruktur

5.1 Strom- und Gasversorgung

Die Anbindung des Baugebietes an das ortliche Stromnetz erfolgt durch die E.On-
Hanse AG. Der erzeugte Strom wird in das Netz der E.On-Hanse eingeleitet werden.
Die elektrische Leistung der neuen Anlage wird voraussichtlich bei 625 KW liegen.

Im 6stlichen Bereich der Biogasanlage sowie im weiteren Verlauf des Radweges liegt
eine Gasleitung der E.On-Hanse AG (H61, Albersdorf — Tellingstedt DN 200 PN 16).
Diese wird nachrichtlich in den Bebauungsplan tbernommen. Es ist ein Schutzstrei-
fen von 6 m beidseitig der Leitungstrasse zu beriicksichtigen. Fiir eine Uberquerung
der Leitung im Einfahrtbereich sind technische Schutzmafinahmen zu treffen. Die
Malnahmen sind im Rahmen der ErschlieBungsplanung mit der E.On-Hanse AG
abzustimmen.

5.2 Fernwarme

Die gewonnene thermische Energie wird dem Dithmarsen Park als GrofRabnehmer
bereitgestellt. Von dort erfolgt Giber die Versorgungszentrale im Dithmarsenpark eine
Versorgung des Gewerbeparks sowie des gemeindlichen Schwimmbades. Eine Er-
h6éhung der Versorgungssicherheit und ein Ausbau des Warmenetzes ist beabsich-
tigt. Die thermische Leistung der neuen Anlage betragt ca. 0,5 MW.

5.3 Wasserversorgung

Die Wasserversorgung im Plangeltungsbereich erfolgt durch den Wasserverband
Suderdithmarschen.

5.4 Miullbeseitigung

Die Millbeseitigung erfolgt Uber die zentrale Mullabfuhr. Die Abfallbeseitigung im
Kreis Dithmarschen ist durch Satzung geregelt.

5.5 Schmutzwasserbeseitigung

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser erfolgt in Abstimmung mit den zustan-
digen Behdrden. Das anfallende Schmutzwasser wird derzeit Gber eine Abwasser-
sammelgrube zwischengespeichert und bei Bedarf durch Saugfahrzeuge entsorgt.

Das im Produktionsprozess anfallende bzw. verbrauchte Wasser wird dem Restla-
gerbehélter zugefuhrt.
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5.6 Niederschlagswasser

Das Vorhaben liegt im Wasserschutzgebiet Odderade in der Zone 1lIB. Gemal3 Anla-
genverordnung VAwWS (Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen und Uber Fachbetriebe vom 18.01.2006) resultieren verscharfte An-
forderungen an die Lagereinrichtungen und den Betrieb der Anlage. Die weitere Pla-
nung des Vorhabens ist hierauf abzustellen.

Gemal Erlass des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume des
Landes Schleswig-Holstein (MLUR) zum 'Schutz der Gewasser vor mit Silagesaften
verunreinigtem Niederschlagswasser' vom 18.03.2009 ist das Einleiten von mit Sila-
gesaften verunreinigtem Niederschlagswasser nicht erlaubnisfahig und nach 8 1 a
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG a.F.) zu versagen.

Das mit Silagesaften verunreinigte Niederschlagswasser ist unabhangig vom jeweili-
gen Verdinnungsgrad in jedem Fall aufzufangen, in geeigneten dichten Behéltern zu
sammeln und entsprechend ordnungsgemal? landwirtschaftlich zu verwerten.

Gemal} der 'Hinweise zur wasserrechtlichen Genehmigung und zu Auflagen sowie
zur Uberwachung von Biogasanlagen' der Projektgruppen VAwWS und Abwasser des
AK Wasserwirtschaft der AG Umwelt im Schleswig-Holsteinischen Landkreistag und
Stadteverbund vom 20.05.2008 kann lediglich noch das gering bis normal ver-
schmutzte Niederschlagswassers des Herkunftsbereichs 1 (Dachflachen, gereinigte
oder ungenutzte Fahrsilos, vollstandig abgedeckte Silos) mit einer Einleiterlaubnis
eingeleitet werden. Die VAwWS ist zu beachten.

Das Niederschlagswasser des Herkunftsbereichs 1 wird auf dem Baugrundstick
grof3flachig versickert. Im Sudwesten befindet sich zudem Sandboden, auf dem das
nicht mit Silageflachen belastete Niederschlagswasser Uber ein Versickerungsbe-
cken versickert werden soll. Das vorhandene Sickerbecken wird in den stdwestli-
chen Bereich des Plangebietes verlegt und vergréf3ert.

Ein Anderungsantrag fur die Einleitung von Niederschlagswasser iber das neue

Versickerungsbecken ist rechtzeitig bei der unteren Wasserbehérde des Kreises
Dithmarschen zu stellen.

6. Bodenordnende Mallhahmen

Die bestehende Flache der Biogasanlage wird um ca. 5.000 m2 erweitert. Der Vorha-
bentrager hat die Flachen zwischenzeitlich erworben. Bodenordnende Mal3hahmen
sind nicht erforderlich.

7. Flachenbilanzierung

Das Plangebiet umfasst eine Flache von rund 1,03 ha. Es gliedert sich wie folgt:
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Sondergebiet 2 —Biogasanlage- 8.940 m? 86,5 %
Offentliche Verkehrsflache 90 m? 0,9 %
Geschutzer Knick 100 m2 1,0%
-Feldgeholz- 420 m2 4,1 %
-Blumenwiese- 780 m2 7,5 %
Gesamt: 10.330 m2 100,0 %

8. Kosten, Durchfihrungsvertrag

Die Gemeinde hat mit dem Vorhabentrager erganzend zum bestehenden Durchfih-
rungsvertrag einen Stadtebaulichen Vertrag geschlossen. Der Vorhabentrager tragt
die Planungs- und ErschlieBungskosten. Notwendige Grinordnungs- und Aus-
gleichsmalRnahmen der Vorhaben bezogenen Bebauungsplandnderung werden Be-
standteil des Vertrages. Der Gemeinde entstehen keine Kosten.

9. Umweltbericht

Gemal § 2 (4) Baugesetzbuch (BauGB) sind die Gemeinden verpflichtet, fir die Be-
lange des Umweltschutzes nach 8 1 (6) Nr. 7 und 8 1 a BauGB eine Umweltpriifung
durchzufiihren, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermit-
telt werden und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden.

9.1 Einleitung

9.1.1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans
9.1.1.1 Angaben zum Standort

Das Gebiet des Vorhaben bezogenen Bebauungsplans Nr. 1 ,Biogasanlage“ der
Gemeinde Arkebek liegt westlich des Schrumer Weges (K 40), stdlich und 6stlich
eines Waldstiicks und ca. 250 m nérdlich des Albersdorfer Gewerbegebietes ,Hogen
Haid“. Das Gebiet der 1. Anderung und Erganzung umfasst eine Flache im Westen
und Sudden des bestehenden Bebauungsplans sowie einen ca. 35 m breiten Ergan-
zungsbereich im Siden.

Der Standort wird im Norden und Westen von Wald bzw. Feldgehdlzen begrenzt.
Sudlich schlief3t Ackerflache an.

9.1.1.2 Art des Vorhabens und Festsetzungen

Im Geltungsbereich der Bebauungsplanadnderung ist die Erweiterung des Sonderge-
bietes —Biogasanlage- geplant.

Zulassig sind Betriebsgebaude, die zur Lagerung, Reinigung und Verarbeitung der
Stoffe und Produkte erforderlichen Reaktoren, Behélter und Flachen sowie die zur
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Warme-, Gas-, Stromgewinnung und -einspeisung erforderlichen Anlagen (insheson-
dere BHKW, Warmetauscher, Warmespeicher und Pumpen).

Zur Erweiterung der Biogasanlage wird das Sondergebiet nach Suden erweitert. Im
westlichen Teil des Plangebietes wird eine Silageflache innerhalb des bestehenden
Sondergebietes vorgesehen.

Im Sondergebiet 2 —Biogasanlage- wird die zuldssige Grundflache von 3.000 m? fest-
gesetzt. Die zulassige Grundflache darf fir Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauN-
VO (insbesondere Silageflachen) sowie fir Wege und Wirtschaftsflachen um maxi-
mal 3.000 m2 Uberschritten werden. Die Hohe der baulichen Anlagen (Firsthbhe) be-
tragt maximal 12 m Uber Geldnde. Schornsteine und Abluftanlagen durfen die fest-
gesetzte Firsthohe Gberschreiten.

Die Festsetzungen zum Schutz von Knicks sowie zur Neuanlage Knick und Neuan-
pflanzung Baumen werden im Kapitel 9.2.4 ,Geplante Mal3nhahmen zur Vermeidung
und zum Ausgleich* beschrieben.

9.1.1.3 Umfang des Vorhabens und Angaben zum Bedarf an Grund und Boden

Die GroRe des Bebauungsplan-Anderungsgebietes betragt rund 1,0 ha. Das Son-
dergebiet umfasst darin 0,9 ha FlachengroRe und die bestehenden SPE-Flachen
0,1 ha. Genaue Angaben zum Grad der Flachenversiegelung und Bebauung vor und
nach Realisierung des Bebauungsplanes sind im Kapitel 9.2.2 ,Prognose der Um-
weltauswirkungen — Schutzgut Boden* enthalten.

9.1.2 Umweltschutzziele aus Uubergeordneten Fachgesetzen und
Fachplanungen

9.1.2.1 Fachgesetze und -verordnungen

Fur das Bebauungsplan-Anderungsverfahren ist die Eingriffsregelung des § 1 (6)
Nr. 7, 8 1a, 8 2 (4) sowie 8 2 a Baugesetzbuch (BauGB) zu beachten. Es wird daher
ein Umweltbericht erstellt und als gesonderter Teil in die Begrindung aufgenommen.

Bezogen auf den Natur- und Artenschutz sind das Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) und das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) Schleswig-Holstein mit
den entsprechenden Verordnungen zu beachten.

9.1.2.2 Fachplanungen

Der festgestellte Landschaftsplan der Gemeinde Arkebek (Stand November 2002)
weist zum Bestand der Biotop- und Nutzungstypen im Plangebiet Ackerflache aus.
Im MalRBhahmenplan ist der Standort als ,geplanter Standort fir eine Biogasanlage”
dargestellt. In der landschaftsplanerischen Bewertung im Textteil wird erlautert, dass
keine Bedenken gegen die Nutzung der Flache fir eine Biogasanlage bestehen. Das
Bauvorhaben sollte in die Landschaft eingebunden werden. Ausgleichsmal3nahmen
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sollten bevorzugt auf potenziellen Eignungsflachen fir AusgleichsmalRnahmen
(Mainahmenplan des Landschaftsplans) stattfinden.

Das Gebiet des Bebauungsplanes liegt nicht in einem im Landschaftsrahmenplan fur
den Planungsraum IV (Gesamtfortschreibung 2005) ausgewiesenen Gebiet mit be-
sonderer Eignung zum Aufbau eines Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems.

Das Vorhaben liegt innerhalb des neu ausgewiesenen Wasserschutzgebietes Odde-
rade.

9.2.Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkun-
gen

9.2.1 Bestand

9.2.1.1 Schutzgut Mensch

Erholungseignung

Das Plangebiet liegt, wie das gesamte Gemeindegebiet Arkebek, in einem Gebiet mit
besonderer Erholungseignung (Quelle Landschaftsrahmenplan). Das Plangebiet und
Umgebung weist keine fur die Erholungseignung relevanten Raume und Einrichtun-
gen (Wander-/ Radwege) auf (Quelle Landschaftsplan).

Immissionen

In Absprache mit dem Landesamt ist im Rahmen der konkreten Anlagenplanung u. a.
eine Geruchsprognose gemald TA Luft fir das Genehmigungsverfahren nach
BImSchG durchzufuhren.

Das Geruchsgutachten liegt zwischenzeitlich vor (Immissionsprognose zur Bestim-
mung der Geruchsimmissionssituation im Bereich der erweiterten Biogasanlage der
Biokraft Albersdorf GmbH & Co. KG in Arkebek — Berichts-Nr.: 1002-I1P/2010). Zu-
sammenfassend zeigen danach die Ergebnisse der Ausbreitungsrechnung, dass auf
den Beurteilungsflachen mit relevanter Bebauung im Studen und Sudwesten der An-
lage (Dithmarsen Park) Immissionswerte von maximal 6 % der Jahresstunden erzielt
werden.

Zu den Larmimmissionen ergab eine Abschatzung im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens zur Errichtung der Biogasanlage, dass an der Grenze des Gewerbegebie-
tes als nachstgelegenem potenziellen ,Wohnstandort“ der Schalldruckpegelwert von
40 dB(A) tags und nachts unterschritten wird und damit die Richtwerte der DIN 18005
sowohl fir Gewerbegebiete als auch fur allgemeine Wohngebiete eingehalten wer-
den.

Wesentliche Anderungen sind durch die Erganzung und Erweiterung der Biogasan-
lage nicht zu erwarten. Bei der nachstgelegenen Bebauung handelt es sich um Ge-
werbegebiete in der Gemeinde Albersdorf.
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9.2.1.2 Schutzgut Biotope, Tiere und Pflanzen

Der festgestellte Landschaftsplan der Gemeinde Arkebek (Stand November 2002)
weist zum Bestand der Biotop- und Nutzungstypen im Plangebiet Ackerflache aus.

Nach Errichtung der Biogasanlage umfasst die Ackerflache einen 35 m breiten Strei-
fen im sudlichen Teil des Geltungsbereiches der Bebauungsplananderung und
-erweiterung. Diese Flache wird intensiv ackerbaulich genutzt.

Das Gelande der bestehenden Biogasanlage ist nach Suden zur Ackerflache durch
einen jungen Knick abgegrenzt, der im Zuge der Errichtung der Biogasanlage ange-
legt wurde. Der etwa 140 m lange, durchgehende Knick weist einen gut ausgeprag-
ten Erdwall auf. Der dichte Geholzbestand ist artenreich aus heimischen Arten zu-
sammengesetzt. Knicks unterliegen dem Schutzstatus des § 21 (1) Nr. 4 LNatSchG.

Nordlich des bestehenden Knicks liegen im 6stlichen Teil des Geltungsbereiches
Fahrflachen, Nebenanlagen und Rasenflachen im direkten Umfeld der bestehenden
Biogasanlage. Der westliche Teil des Geltungsbereiches nérdlich des Knicks umfasst
Betriebsgeldnde, das im Wesentlichen innerhalb des Waldabstandes liegt.

Hier wurden die Festsetzungen des urspringlichen Bebauungsplanes umgesetzt,
indem in dem bestehenden Sondergebiet Rasenflache angelegt wurde und in den
SPE-Flachen am Plangebietsrand angrenzend an den Wald eine Blumenwiese und
ein Feldgehdlz aus Buchenbaumen angelegt wurde. Das Betriebsgelande der Bio-
gasanlage ist entlang der Grenzen des urspriinglichen Bebauungsplanes mit einem
Maschendrahtzaun eingezaunt.

Am 0Ostlichen Rand ist ein kurzes Stick des Knicks entlang der Kreisstral3e sowie des
parallel verlaufenden Radweges Teil des Geltungsbereiches.

Das Plangebiet besteht, mit Ausnahme der Knicks und der bestehenden SPE-
Flachen ,Blumenwiese” und ,Feldgehdlze®, aus Flachen mit allgemeiner Bedeutung
fur den Naturschutz.

Nordwestlich angrenzend an den Geltungsbereich befindet sich Wald bzw. Feldge-
h6lz mit der dominierenden Baumart Rotbuche. Im Siden setzt sich der grof3flachige
Ackerschlag fort. Ostlich auBerhalb des Geltungsbereiches verlauft die Kreisstra-
3e 40 (Schrumer Weg).

Vorkommen von Pflanzenarten im Geltungsbereich, die als gefahrdet gelten (Rote
Listen) oder besonders geschitzt sind, sind aufgrund der Biotopstruktur im Plange-
biet unwahrscheinlich.

Zur Fauna sind im Landschaftsplan keine flachengenauen Angaben Uber Artenvor-
kommen flr das Plangebiet enthalten. Bei den Bestandsaufnahmen zur Umweltpri-
fung im Oktober 2009 wurden keine Tierartenvorkommen beobachtet. Es waren auch
keine Hinweise auf Vorkommen erkennbar. Eine gezielte Erfassung wurde nicht
durchgefiihrt. Es wird daher eine Potenzialabschéatzung fur das Plangebiet und Um-
gebung vorgenommen, in der die Lebensraumeignung fur Tierarten bewertet wird.
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Saugetiere: Fur Fledermause weist das Plangebiet keine geeigneten Strukturen fur
Winterquartiere, Wochenstuben oder Tagesverstecke auf. Geeignete Gebaude sowie
Baume mit Baumhohlen fehlen im Plangebiet.

Das Vorkommen von Haselmausen in dem Knick im Plangebiet kann ausgeschlos-
sen werden, da das Gemeindegebiet Arkebek nach derzeitigem Kenntnisstand nicht
im Verbreitungsgebiet dieser Art liegt und der Knick aufgrund naher Stérungsquellen
(Biogasanlage, Kreisstraf3e) kein geeignetes Habitat ware.

Fur grof3e Saugetiere ist die Zuganglichkeit des Betriebsgeléandes durch die Einz&au-
nung behindert. Fur Kleinsdugetiere ist das Plangebiet weitgehend zuganglich, weist
jedoch bis auf den Knick kaum geeigneten Lebensraum auf.

Amphibien und Reptilien: Da Gewdasser im Plangebiet und direkter Umgebung fehlen,
sind Laichgewdasser von Amphibien nicht betroffen. Das Plangebiet ist im Osten von
der Kreisstral3e begrenzt. Das Plangebiet unterliegt einer intensiven Nutzung bzw.
Pflege. Auch der Knick wird bis angrenzend an den Knickwall intensiv genutzt bzw.
gepflegt. Aus diesen Grinden ist das Plangebiet insgesamt nur sehr eingeschrankt
als Land- bzw. Winterlebensraum von Amphibien geeignet und entsprechende Vor-
kommen von Amphibienarten sind unwahrscheinlich. Dies trifft auch auf Reptilienar-
ten zu.

Wirbellose: Da naturnahe Gewasser, Feuchtbiotope, Altholzbestande und &ahnliche
Habitate fehlen, ist das Plangebiet als Lebensraum seltener bzw. gefahrdeter Wirbel-
losen-Arten, z.B. aus den Artengruppen Libellen, Heuschrecken, holzbewohnende
Kafer, nicht geeignet.

Vogel: Der Knick am sudlichen Rand des Betriebsgelandes und der kurze Knickab-
schnitt entlang der K 40 sind aufgrund der dichten Gehdlzstruktur als Lebensraum
gebuschbritender Vogel grundsatzlich geeignet, jedoch eingeschrankt durch Stérun-
gen, die von den angrenzenden Nutzungen (Betrieb Biogasanlage, Kfz-Verkehr)
ausgehen. Es werden daher Vorkommen von Vogelarten angenommen, die als we-
nig storungsempfindlich gelten und allgemein haufig vorkommen.

Das angelegte Feldgeholz auf dem Betriebsgelande weist noch keine entsprechend
dichte Geholzstruktur auf. Das Ubrige Betriebsgelande der Biogasanlage ist als Brut-
gebiet fur Vogel aufgrund der intensiven Nutzung und der Strukturarmut wenig ge-
eignet. Die Ackerflache im Geltungsbereich ist als Habitat flir bodenbritende Vdgel
grundsatzlich geeignet, jedoch durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung stark
eingeschrankt.

Im Plangebiet sowie in der Umgebung bis 2 km Abstand befinden sich keine Gebiete
des Européaischen Schutzgebietsnetzes NATURA 2000 (FFH-Gebiete gemal Richtli-
nie 92/43/EWG, Vogelschutzgebiete gemal Richtlinie 79/409/EWG). Im Umfeld des
Plangebietes befinden sich auch keine Natur- oder Landschaftsschutzgebiete.

9.2.1.3 Schutzgut Boden

Das Plangebiet liegt im Naturraum Heide-ltzehoer-Geest. Als Bodenart liegt im Plan-
gebiet eiszeitlich bedingt anlehmiger bis lehmiger Sand vor. Die Bdden im Plangebiet
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werden nicht als besonders empfindlich oder schitzenswert bewertet (Quelle: Land-
schaftsplan).

Das Betriebsgelande ist durch den Bau und Betrieb der Biogasanlage im Schutzgut
Boden bereits beeintrachtigt (Baumaflinahmen, Flachenbefestigung, Befahren). So
liegt die befestigte Zufahrt teilweise innerhalb des Geltungsbereiches (bestehende
Vollversiegelung auf rund 360 m? Grundflache).

9.2.1.4 Schutzgut Wasser

Aufgrund des Bodenreliefs und der Lage des Plangebietes im Naturraum ist ein ho-
her Grundwasserflurabstand wahrscheinlich.

Das Plangebiet liegt gemald Regionalplan fur den Planungsraum IV 2005 (RP 1V)
innerhalb eines Gebietes mit besonderer Bedeutung fir den Grundwasserschutz. Fir
das uUberwiegende Gemeindegebiet Arkebek, in dem auch das Plangebiet liegt, ist
die Ausweisung eines Wasserschutzgebietes geplant (Quelle: Landschaftsplan).
Zwischenzeitlich wurde das Wasserschutzgebiet Odderade verbindlich ausgewiesen.
Das Vorhaben liegt in der Zone 11IB des Wasserschutzgebietes.

Oberflachengewasser sind im Bereich des Plangebietes nicht vorhanden.

9.2.1.5 Schutzgut Klima / Luft

Das Kleinklima im Plangebiet wird beeinflusst durch die offene Lage angrenzend an
Waldbestand. Kaltluftentstehung und der weitgehend ungehinderte Luftaustausch
sorgen fur ein ausgeglichenes Kleinklima.

9.2.1.6 Schutzgut Landschaft

Das Landschaftsbild wird anhand der Kriterien Vielfalt, Eigenart und Schdnheit be-
wertet.

Das Landschaftsbild wird durch die bestehende Biogasanlage technisch gepragt. Der
im Westen angrenzende Wald, das Feldgehdlz, sowie die bestehenden Knicks an
der Sudseite des Betriebsgelandes und entlang der Kreisstral3e pragen das Land-
schaftsbild positiv und binden die Biogasanlage in die Landschaft ein. Dennoch bleibt
die Anlage deutlich sichtbar.

9.2.1.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgiter

In der weiteren Umgebung des Plangebietes liegen kulturhistorisch bedeutsame HU-
gelgraber. Die Lage am Wald schirmt Hugelgraber hinreichend ab, so dass keine
Sichtbeziehungen bestehen. Im Plangebiet und Umgebung befinden sich keine Bau-
denkmale.
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Wirtschaftliche Nutzung besteht im Plangebiet durch den Betrieb der Biogasanlage
sowie im Sudteil des Geltungsbereiches in der landwirtschaftlichen Nutzung der
Ackerflache.

9.2.2 Prognose der Umweltauswirkungen
9.2.2.1 Schutzgut Mensch

Erholungseignung

Mit dem Vorhaben der Erweiterung der Biogasanlage wird die technische Pragung
des Landschaftsbildes erhoht, die landschaftliche Einbindung fiihrt weiterhin zu einer
Verminderung der landschaftspragenden Wirkung. Da das Plangebiet keine beson-
dere Funktion fur die Erholungseignung aufweist, sind erhebliche Auswirkungen des
Vorhabens in diesem Bereich nicht zu erwarten.

Immissionen

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zur Errichtung der Biogasanlage wurde
eine Prognose zu den Geruchsimmissionen erstellt. Im Ergebnis der Prognose ist
durch den Betrieb der bestehenden Biogasanlage bei ungehinderter Ausbreitung mit
Haufigkeiten kleiner 5 % im Bereich der in Betracht zu ziehenden Wohnbebauung zu
rechnen. Basierend auf diesem Ergebnis wird eingeschatzt, dass auch bei der ge-
planten Erweiterung der Biogasanlage die Grenzwerte fir Geruchsimmissionen ein-
gehalten werden.

Zu den Larmimmissionen ergab eine Abschatzung im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens zur Errichtung der Biogasanlage, dass an der Grenze des Gewerbegebie-
tes als nachstgelegenem potenziellen ,Wohnstandort“ der Schalldruckpegelwert von
40 dB(A) tags und nachts unterschritten wird und damit die Richtwerte der DIN 18005
sowohl fur Gewerbegebiete als auch fur allgemeine Wohngebiete eingehalten wer-
den. Basierend auf diesem Ergebnis wird eingeschatzt, dass auch bei der geplanten
Erweiterung der Biogasanlage die Richtwerte fir La&rmimmissionen eingehalten wer-
den.

Aufgrund des grol3en Abstandes zur nachstgelegenen Wohnbebauung ist weiterhin
nicht mit erheblichen Auswirkungen der Anlage zu rechnen. Im Rahmen der Anla-
gengenehmigung ist eine Schornsteinhbhenberechnung und eine Geruchsprognose
durchfuhren zu lassen. Die Schallimmissionen werden durch die Genehmigungsbe-
horde Uberschlagig ermittelt.

9.2.2.2 Schutzgut Biotope, Tiere und Pflanzen

Durch die Erweiterung der Biogasanlage wird mit Ackerflache eine Flache von allge-
meiner Bedeutung fur den Naturschutz in Anspruch genommen. Der Knick an der
Sldseite des bestehenden Betriebsgelandes wird auf 120 m Lange entfernt und an
der neuen Sudseite in 180 m Lange neu angelegt, méglichst unter Verwendung des
Gehdlzmaterials des entfallenden Knickabschnitts.

Mit der fachgerechten Neuanlage des Knicks in raumlichem Zusammenhang im Ver-
haltnis 1 : 1,5 entfallender Knick zu neuem Knick wird der Eingriff kompensiert. Ge-
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maR § 30 (3) BNatSchG i.V.m. § 21 (3) LNatSchG ist im Rahmen der Baugenehmi-
gung eine Ausnahmegenehmigung bei der unteren Naturschutzbehtrde zu beantra-
gen.

Der verbleibende westliche Knickabschnitt dieses Knicks wird als zu erhalten festge-
setzt, ebenso wie der im Geltungsbereich liegende kurze Knickabschnitt entlang der
K 40. Der Bestand in den SPE-Flachen Feldgehdlz und Blumenwiese bleibt unver-
andert. Innerhalb des bestehenden Sondergebietes im Westen des Anderungsberei-
ches wird eine Silageflache durch Versiegelung neu angelegt. Auch dadurch wird
eine Flache von allgemeiner Bedeutung fur den Naturschutz in Anspruch genommen.

Mit der Flachenversiegelung sind erhebliche Beeintrachtigungen im Schutzgut Bioto-
pe, Tiere und Pflanzen verbunden.

Artenschutz

Zum Artenschutz ist der § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG vom 29.07.2009
mit Inkrafttreten vom 01.03.2010) zu beachten, nach dem

e die Verletzung oder T6tung wild lebender Tiere der besonders geschutzten Ar-
ten,

e die erhebliche Stérung wild lebender Tiere der streng geschitzten Arten und
der europaischen Vogelarten,

e das Beschadigen und Zerstéren von Fortpflanzungs- oder Ruhestétten von Tie-
ren der besonders geschutzten Arten sowie

e die Entnahme, Beschadigung und Zerstérung von Pflanzen der besonders ge-
schitzten Arten

verboten sind (Zugriffsverbote, § 44 (1) BNatSchG). Diese Zugriffsverbote im 8§ 44
BNatSchG neu entsprechen denen im § 42 des BNatSchG in der vorher geltenden
Fassung.

Fur Vorhaben innerhalb eines Bebauungsplans gilt, dass bei Betroffenheit von streng
geschutzten Tierarten (hier Arten des Anhangs IVa der FFH-Richtlinie), von européi-
schen Vogelarten oder von bestandsgefahrdeten Arten gemalf Rechtsverordnung ein
Verstold gegen das 0. g. Verbot Nr. 3 nur dann vorliegt, wenn die 6kologische Funkti-
on der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten
im raumlichen Zusammenhang nicht weiterhin erfullt ist.

Fur das Verbot Nr. 1 gqilt dasselbe bei unvermeidbaren Beeintrachtigungen
(8 44 (5) BNatSchG). Fur das Verbot Nr. 2 gilt, dass eine erhebliche Stérung dann
vorliegt, wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der lokalen Population
einer Art verschlechtert.

Nach der Potenzialabschatzung zur Lebensraumeignung fir Tiere und Pflanzen, (vgl.
Umweltbericht-Kapitel 9.2.1.2 Bestand Schutzgut Biotope, Tiere und Pflanzen) sind
Vorkommen streng geschitzter Tier- und Pflanzenarten (hier Arten des Anhangs IV
der FFH-Richtlinie) nicht zu erwarten.

Fur Vogel, deren samtliche europdische Arten besonders geschuitzt sind, ist der
Knick am sudlichen Rand des Betriebsgeldandes und der kurze Knickabschnitt ent-
lang der K 40 aufgrund der dichten Gehdlzstruktur als Lebensraum gebischbriten-
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der Vogel grundsétzlich geeignet, jedoch eingeschréankt durch Stérungen, die von
den angrenzenden Nutzungen (Betrieb Biogasanlage, Kfz-Verkehr) ausgehen.

Das angelegte Feldgeh6lz auf dem Betriebsgelande weist noch keine entsprechend
dichte Geholzstruktur auf. Das Ubrige Betriebsgelande der Biogasanlage ist als Brut-
gebiet fur Vogel aufgrund der intensiven Nutzung und der Strukturarmut wenig ge-
eignet. Die Ackerflache im Geltungsbereich ist als Habitat flr bodenbritende Vdgel
grundsatzlich geeignet, jedoch durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung stark
eingeschrankt.

Bestandsgefahrdete Arten gemafl Rechtsverordnung sind nicht relevant, da eine
entsprechende Rechtsverordnung derzeit nicht besteht.

Das Entfernen der Knickgehélze sowie das Fallen von Baumen ist gemal3 § 39 (5)
Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG Novellierung, mit Inkrafttreten am
01.03.2010) in der Zeit vom 01. Marz bis 30. September verboten. Damit wird dem
Verbot der Tétung und der erheblichen Stérung von Tieren wahrend des Brutge-
schehens und der Jungenaufzucht Rechnung getragen.

Der Knick an der bisherigen Sudseite des Betriebsgelandes wird teilweise entfernt
und an der neuen Sudseite neu in grof3erer Gesamtlange angelegt. Mogliche Brut-
vorkommen betreffen Vogelarten, die als wenig stérungsempfindlich gelten und all-
gemein haufig vorkommen.

Daher wird davon ausgegangen, dass die 6kologische Funktion gegebenenfalls vor-
handener Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der betroffenen Arten in dem verblei-
benden Knick, im neu angelegten Knick bzw. im raumlichen Zusammenhang weiter-
hin erfullt sind (Zugriffsverbot Nr. 3) und dass durch die Stérung der Erhaltungszu-
stand der lokalen Populationen der betroffenen Art nicht verschlechtert wird (Zugriffs-
verbot Nr. 2).

Mit der in Anspruch genommenen Ackerflache entfallt auch potenzielles Brutgebiet
fur bodenbrutende Vogel in dieser Flache, auch wenn deren Habitateignung gering
ist. Es verbleibt dabei der weitaus Uberwiegende Teil des Ackerschlages als poten-
zielles Brutgebiet fur bodenbrutende Vogel unveréndert, so dass auch hier davon
auszugehen ist, dass die Okologische Funktion gegebenenfalls vorhandener
Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der betroffenen Arten im rdumlichen Zusammen-
hang weiterhin erfullt ist (Zugriffsverbot Nr. 3) und dass durch die Stérung der Erhal-
tungszustand der lokalen Populationen der betroffenen Art nicht verschlechtert wird
(Zugriffsverbot Nr. 2).

Insgesamt kann daher davon ausgegangen werden, dass die Verbotstatbestande
des § 44 Bundesnaturschutzgesetz zum Artenschutz nicht berihrt werden.

9.2.2.3 Schutzgut Boden

Durch Bodenversiegelungen wird die Speicher- und Filtereigenschaft des Bodens
stark verandert und eingeschrankt. Bodenversiegelungen filhren zu erheblichen und
nachhaltigen Veranderungen im gesamten Okosystem Boden. Durch Versiegelung
fallt Boden als Standort fir Vegetation und als Lebensraum fiir Bodenorganismen
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fort. Bei Teilversiegelung bleiben diese Bodenfunktionen eingeschréankt erhalten, da
der Boden in eingeschranktem Malf3 durchlassig bleibt.

Mit der Festsetzung der Grol3e der Uberbaubaren Grundflache wird die maximal zu-
lassige FlachengroRRe fur Versiegelung und Bebauung in den Bauflachen bestimmit.
Die Grundflache kann gemaR § 19 (4) Baunutzungsverordnung (BauNVO) fir Ne-
benanlagen, Stellplatze und Zuwegungen tberschritten werden.

Im Sondergebiet wird die Grundflache mit 3.000 m2, die Uberschreitung mit weiteren
3.000 m? festgesetzt. Im Sondergebiet wird somit von insgesamt Uberbaubarer bzw.
versiegelbarer Flache in der GréRenordnung 6.000 m?2 Vollversiegelung ausgegan-
gen. Darin enthalten ist die Erweiterung der Biogasanlage sowie die Versiegelung
einer Silageflache im westlichen Teil des Geltungsbereiches.

Im Bestand ist zu Planungsbeginn eine Flache im Sondergebiet versiegelt (Teil der
befestigten Zufahrt, 360 m? Grundflache. Dies wird als Vorbelastung bei der Ermitt-
lung der zu erwartenden zusétzlichen Bodenversiegelung angesetzt.

Bei 6.000 m2 zulassiger Vollversiegelung, abzuglich 360 m? bestehende Vollversiege-
lung, betragt die FlachengroRe der zusatzlich zum Bestand zu erwartenden Vollver-
siegelung im Sondergebiet 5.640 m2. Darlber hinaus bereitet der Bebauungsplan
keine weiteren Versiegelungen vor.

9.2.2.4 Schutzgut Wasser

Oberflachenbefestigungen wirken sich auch auf den Wasserhaushalt im Boden aus,
indem die Versickerungsfahigkeit des Bodens in den betreffenden Flachen verringert
wird. Das nicht mit Silageflachen belastete Niederschlagswasser wird auf dem
Grundstick zur Versickerung gebracht (Versickerungsmulde im sidwestlichen Plan-
gebiet) und so dem Wasserhaushalt zugefuhrt.

Die Versiegelung der Silageflache dient dem Schutz des Grundwassers vor Verun-
reinigung, indem Einsickern von Silageabwasser in den Boden unterbunden wird.

Das Vorhaben liegt im Wasserschutzgebiet Odderade in der Zone 11IB. GemalR Anla-
genverordnung VAwWS (Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahr-
denden Stoffen und tUber Fachbetriebe vom 18.01.2006) resultieren verscharfte An-
forderungen an die Lagereinrichtungen und den Betrieb der Anlage. Die weitere Pla-
nung des Vorhabens ist hierauf abzustellen.

Gemal Erlass des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume des
Landes Schleswig-Holstein (MLUR) zum 'Schutz der Gewasser vor mit Silagesaften
verunreinigtem Niederschlagswasser' vom 18.03.2009 ist das Einleiten von mit Sila-
gesaften verunreinigtem Niederschlagswasser nicht erlaubnisfahig und nach 8§ 1 a
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG a.F.) zu versagen.

Das mit Silageséaften verunreinigte Niederschlagswasser ist unabhangig vom jeweili-
gen Verdinnungsgrad in jedem Fall aufzufangen, in geeigneten dichten Behéltern zu
sammeln und entsprechend ordnungsgemaf landwirtschaftlich zu verwerten. Die
VAWS ist zu beachten.
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Uber das Plangebiet hinaus hat die Vergarung von landwirtschaftlicher Giille in der
Biogasanlage einen positiven Effekt auf die Nahrstoffbelastung des Bodens und des
Grundwassers in den umliegenden Flachen, da die Giulle nicht mehr im bisherigen
Malf unbehandelt auf die landwirtschaftlichen Flachen ausgebracht wird sondern der
Gulle in der Biogasanlage durch Vergarung verstarkt Nahrstoffe entzogen werden.

Das Garprodukt hat, auf die landwirtschaftlichen Flachen ausgebracht, verbesserte
Dungeeigenschaften bei geringerer Geruchs- und Grundwasserbelastung der Um-
welt.

9.2.2.5 Schutzgut Klima / Luft

Flachenversiegelungen kdnnen sich grundsatzlich auf das Kleinklima in den betroffe-
nen Flachen auswirken, indem die Verdunstung herabgesetzt und die Erwéarmung bei
Sonneneinstrahlung verstarkt wird. Bei der geplanten Erweiterung der Anlage wer-
den die Auswirkungen auf dieses Schutzgut voraussichtlich nicht im erheblichen Be-
reich liegen, da der weitgehend ungehinderte Luftaustausch fur ein ausgeglichenes
Kleinklima sorgen wird.

Global betrachtet leistet die Erweiterung der Biogasanlage einen Beitrag zur Nutzung
regenerativer Energiequellen und damit zur Einsparung der Emissionen von klima-
schadlichem Kohlendioxid. Dadurch wird der globale Klimaschutz geférdert.

9.2.2.6 Schutzgut Landschaft

Die technische Pragung des Landschaftsbildes wird durch die Erweiterung der Bio-
gasanlage mit zuséatzlichen baulichen Anlagen erhdht. Die Hohenentwicklung der
Gebé&ude ist deutlich geringer als bei der bestehenden Anlage.

Der bestehende Knick an der Stdseite wird an der neuen Stidseite des Betriebsge-
landes neu angelegt und im Westen um das Betriebsgeléande herum gefiihrt, mit dem
Ziel einer landschaftlichen Einbindung, zusammen mit dem weiteren im Umfeld der
Anlage vorhandenen Gehdlzbestand. Die Beeintrachtigung des Landschaftsbildes
wird dadurch vermindert.

9.2.2.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Die kulturhistorisch bedeutsamen Huigelgraber in der weiteren Umgebung des Plan-
gebietes werden in ihrer Wirkung durch die Erweiterung der Biogasanlage in sudliche
Richtung nicht zusatzlich beeintrachtigt.

Die landwirtschaftliche Nutzung in einem Teil des Geltungsbereiches wird durch die
wirtschaftliche Nutzung der erweiterten Biogasanlage abgeltst.

Insgesamt wird daher nicht von erheblichen negativen Auswirkungen in diesem
Schutzgut ausgegangen.
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9.2.2.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgiter kénnen sich ge-
genseitig in unterschiedlichem MalRRe beeinflussen. So wirkt sich im Schutzgut Boden
die durch die Erweiterung der Biogasanlage erfolgende zusatzliche Flachenversiege-
lung negativ aus. Durch den Betrieb der Biogasanlage wird in gréRerem Umfang Gil-
le verarbeitet, so dass der Umfang an N&hrstoffen, die Uber die Gulle auf landwirt-
schaftliche Flachen der Umgebung ausgebracht werden, reduziert werden kann. Dies
hat im weiteren Sinn Uber die geringere Nahrstoffbelastung der landwirtschaftlichen
Bdden positive Auswirkungen auf das Schutzgut Boden.

Eine Verstarkung der erheblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ verstar-
kende Wechselwirkungen ist im vorliegenden Vorhaben nicht zu erwarten. Die vor-
aussichtlichen Umweltauswirkungen werden schutzgutbezogen in der folgenden Ta-
belle kurz zusammengefasst.

Tabelle:
Zu erwartende Umweltauswirkungen auf die Schutzguter und ihre Bewertung

Umweltauswirkungen Grad der Be-
eintrachtigung
Mensch:
Immissionen | Geruchs- und Schallemissionen +
Biotope, Pflan-|Verlust von naturnahen Flachen durch Flachenver- it
zen, Tiere siegelung
Boden Verlust von Bodenfunktionen durch Flachenversie- ++
gelung
Wasser Reduziergng der Versickerungsfahigkeit durch Fla- 4
chenversiegelung
. Veranderung des ortlichen Kleinklimas durch Fla-
Klima, Luft . +
chenversiegelung
Errichtung baulicher Anlagen im technisch geprag-
Landschait ten Bereich, Einbindung durch Knick i
Kultur-, Sach- | Beeintrachtigung von Hugelgrébern in der Umge- +
guter bung
Wechsel- keine Verstarkung von erheblichen Auswirkungen 0
wirkungen

+++ starke Beeintréachtigung, ++ mittlere Beeintr., + geringe Beeintr., 0 keine Beeintr.

9.2.3 Ergebnis der Prifung anderweitiger Planungsmadglichkeiten

Der Standort ist bereits von der bestehenden Biogasanlage gepragt. Das Plangebiet
liegt nicht innerhalb eines Biotopverbundsystems oder einem Bereich, der in Uberge-
ordneten Planungen als Flache fir Biotopschutz- und Biotopentwicklungsmal3nah-
men dargestellt ware.

Als Alternative zu einer Erweiterung der bestehenden Biogasanlage ware die Errich-
tung einer weiteren Biogasanlage an anderer Stelle denkbar. Damit wére jedoch ein
wesentlich héherer Aufwand an ErschlieBung verbunden. Es wirde damit in einen
bisher nicht vorgepragten Landschaftsraum eingegriffen. Die fur die Wegeerschlie-
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Bung glnstige Lage an der Kreisstral3e und die Nahe zu den Abnehmern der produ-
zierten Produkte bliebe ungenutzt.

Die Erweiterung statt einer Neuerrichtung sowie der Standort im Gemeindegebiet
weisen daher hinsichtlich der Umweltauswirkungen wesentliche Vorteile gegentuber
alternativen Moglichkeiten auf.

Bei der Planung innerhalb des Gebietes wurde der Erhaltung schitzenswerter Berei-
che besondere Bedeutung beigemessen. Es werden ausschlie3lich Flachen mit all-
gemeiner Bedeutung fur den Naturschutz in Anspruch genommen. Der entfallende
Knickabschnitt wird in direkter Nahe neu angelegt.

9.2.3.1 Entwicklung bei Durchfiihrung der Planung

Durch die Errichtung baulicher Anlagen und das Anlegen von Fahrflachen und der
Silageflache erfolgen Eingriffe in Flachen mit allgemeiner Bedeutung flr den Natur-
schutz, die teilweise bereits im Betriebsgelédnde der Biogasanlage liegen. Der Knick,
der das Betriebsgeldnde im Suden begrenzt, wird beseitigt und am neuen Gebiets-
rand wieder angelegt. Davon ausgehend erfolgt vorwiegend eine Verringerung der
Okologischen Wertigkeit von Flachen durch Versiegelung.

Eingriffe in das Landschaftsbild in dem bereits technisch vorgepragten Raum werden
durch den neu anzulegenden Knick vermindert.

Mit Umsetzung des Bebauungsplanes kann davon ausgegangen werden, dass sich
das Plangebiet weiterhin in das Orts- und Landschaftsbild einfigt und die mit der Be-
bauung verbundenen Beeintrachtigungen fir Natur und Landschaft durch geeignete
Maflnahmen kompensiert werden kdnnen.

9.2.3.2 Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Ohne die Erweiterung und Anderung des Bebauungsplanes ,Biogasanlage” an die-
sem Standort wirde die bisherige Situation im Plangebiet weiterhin bestehen. Die
zusatzliche Versiegelung wirde unterbleiben. Die bestehende Ackerflache im Plan-
gebiet wirde weiterhin intensiv genutzt.

Eine Erweiterung der Biogasanlage und die damit beabsichtigte zusatzliche Nutzung
einer erneuerbaren Energiequelle mit der Mdglichkeit der Reduktion der Emissionen
von klimaschéadlichem Kohlendioxid wirden ebenfalls unterbleiben.

9.2.4 Geplante MalBnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich

9.2.4.1 Vermeidung und Verringerung

Vermeidbare Beeintrachtigungen sind zu unterlassen. Unter Vermeidung ist jedoch
nicht Verzicht auf das Vorhaben als solches zu verstehen. Zu untersuchen ist jedoch
die Vermeidbarkeit einzelner seiner Teile und die jeweils mogliche Verringerung der
Auswirkungen auf die Schutzguter.
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Die Flachenversiegelung wird bereits durch die Standortwahl und die Erweiterung
einer bestehenden Anlage verringert bzw. vermieden. Der Eingriff erfolgt dadurch
teilweise auf bereits Uberplanter, genutzter und versiegelter Flache. Desweiteren wird
landwirtschaftliche Nutzflache in Anspruch genommen. Die Nutzflache wird so auf
das erforderliche Malf3 verringert.

Die ubrigen Knickabschnitte werden als zu erhalten festgesetzt. Zum Schutz der
Knicks ist im Abstand von 2 m zu den vorhandenen oder geplanten Knicks die Errich-
tung baulicher Anlagen einschliel3lich Nebenanlagen unzulassig. Zulassig ist die Er-
richtung von Einfriedigungen.

9.2.4.2 Ausgleich

Landschaftsbild

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes werden durch die Neuanlage des Knicks
am sudlichen Gebietsrand sowie durch die Neupflanzung von Baumen ausgeglichen.

Neupflanzung von BAumen:

Innerhalb des Sondergebietes 2 -Biogasanlage- sind mindestens 5 heimische und
Standort gerechte Laubb&ume zu pflanzen. Vom dargestellten Pflanzpunkt darf um
maximal 5 m abgewichen werden. Die Pflanzpunkte liegen am 6stlichen Rand des
Plangebietes in etwa 5 m Abstand parallel zum Knick an der Kreisstral3e 40. Die vor-
handene Baumreihe im ndrdlich angrenzenden bestehenden Betriebsgelande wird
so verlangert, mit dem Ziel der Eingrinung der Biogasanlage nach Osten.
(Neuanlage Knick siehe Abschnitt Knicks weiter unten).

Bodenversiegelung

Durch Bodenversiegelungen sind erhebliche Beeintrachtigungen in Natur und Land-
schaft zu erwarten, die naturschutzrechtlich auszugleichen sind. Es wird zusatzlich
zum Bestand von Vollversiegelung in der Grél3enordnung von 5.640 m2 ausgegan-
gen. Betroffen sind Flachen mit allgemeiner Bedeutung fur den Naturschutz.

Gemal Anlage zum Runderlass ,Verhéltnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung zum Baurecht*! sind bei Vollversiegelung im Verhaltnis 1 zu 0,5 Flachen aus
der landwirtschaftlichen Nutzung zu nehmen und zu einem naturbetonten Biotoptyp
zu entwickeln (AusgleichsmalRnahmen).

Dadurch ergibt sich ein Bedarf an Ausgleichsmal3hahmen in der Gré3enordnung von
2.820 m? fiir die Bodenversiegelung. Dieser Bedarf wird gedeckt durch externe MaR-
nahmen im Naturraum Geest.

Der Ausgleich wird tber MaRnahmen des Deich- und Hauptsielverbandes im Bereich
der Gemeinde Krumstedt sichergestellt. Diese liegen noérdlich der Ortslage, westlich
der K 25 in westlicher Verlangerung des Vierthweges auf diversen Flurstiicken der

1 Gemeinsamer Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums fir Umwelt, Natur
und Forsten vom 3. Juli 1998
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Flur 6 in der Gemeinde und Gemarkung Krumstedt. Entwicklungsziel ist die Bereit-
stellung und Umwidmung von Flachen fur den Naturschutz sowie die Umlegung und
Herstellung der Durchlassigkeit des Gewassers 0417 des Sielverbandes Sidertal.
Konkret handelt es sich bei der Ausgleichsflache um ein 2.820 m2? grof3es Teilstick
im Stden von Flurstiick 68 der Flur 6.

Knicks

Der entfallende Knickabschnitt von 120 m Lange wird durch Neuanlage des Knicks in
raumlichem Zusammenhang an der neuen sudlichen Gebietsgrenze in 180 m Lange
ersetzt. Damit erfolgt ein ausreichender Ersatz im Verhaltnis 1 : 1,5.

Bei der Neuanlage wird das Erd- und Gehdlzmaterial des entfallenden Knickabschnit-
tes soweit moglich verwendet. Der Knickwall wird mit 1,0 m Hohe tber Gelénde,
1,0 m Kronenbreite und 3,0 m Ful3breite angelegt. Je laufender Meter Knick sind
mindestens 2 Geholze heimischer und standortgerechter Arten zu pflanzen, so dass
ein zwei- bis mehrreihiger Gehdlzbestand entsteht. Im Abstand von mindestens 20 m
sind Uberhalter zu entwickeln.

9.3 Zusatzliche Angaben im Umweltbericht

9.3.1 Technische Verfahren bei der Umweltprifung

Die zur Untersuchung der Umweltauswirkungen verwendeten Quellen und angewen-
deten Verfahren, Methoden, Anleitungen etc. werden in den entsprechenden Ab-
schnitten genannt bzw. beschrieben.

Technische Verfahren wurden bei der Durchfihrung der Umweltprifung nicht ange-
wandt. Die Bestandsaufnahme basiert auf den im Rahmen von Ortsterminen gewon-
nenen Erkenntnissen. Zur Ermittlung der Belange des Umweltschutzes, des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege wurden erganzend das Baugrundgutachten so-
wie die Inhalte des Landschaftsplanes ausgewertet.

Besondere Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind nicht auf-
getreten, technische Licken oder fehlende Kenntnisse wurden nicht festgestellt.

9.3.2 Uberwachung der Umweltauswirkungen

Die Uberwachung der Umweltauswirkungen (,Monitoring“) dient der Uberpriifung der
planerischen Aussagen zu prognostizierten Auswirkungen, um erforderlichenfalls zu
einem spéateren Zeitpunkt noch Korrekturen der Planung oder Umsetzung vornehmen
zu kénnen oder mit ergdnzenden MalRnahmen auf unerwartete Auswirkungen reagie-
ren zu kdnnen.

Zu Uberwachen sind (gemal § 4c BauGB) nur die erheblichen Umweltauswirkungen,
und hier insbesondere die unvorhergesehenen Umweltauswirkungen. Erhebliche und
nicht ausgleichbare Umweltauswirkungen sind bei Beachtung der getroffenen Rege-
lungen und Darstellungen durch die Planung nicht zu erwarten.
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Sofern die PflanzmalRnahmen im Plangebiet ordnungsgemal hergestellt und nicht
widerrechtlich beseitigt werden, kann von einer dauerhaften Erhaltung ausgegangen
werden, so dass eine zusatzliche Umsetzungskontrolle entbehrlich ist. Die Gemeinde
behélt sich ein Einschreiten vor, sofern Hinweise fur einen nicht ordnungsgemalien
Zustand vorliegen oder sich die getroffenen Annahmen als fehlerhaft herausstellen.

Im Geltungsbereich der Bebauungsplananderung und -Erweiterung sind zurzeit keine
archéologischen Denkmale bekannt, die durch die Planung beeintrachtigt werden.
Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen entdeckt
werden, ist die Denkmalschutzbehdrde unverziglich zu benachrichtigen und die
Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehérde zu sichern. Verantwortlich hier sind
gemal 8§ 15 DSchG der Grundstlckseigentimer und der Leiter der Arbeiten.

9.3.3 Zusammenfassung des Umweltberichtes

Das Gebiet des Vorhaben bezogenen Bebauungsplans Nr. 1 ,Biogasanlage* der
Gemeinde Arkebek liegt westlich des Schrumer Weges (K 40), stdlich und 6stlich
eines Waldstlicks und ca. 250 m nérdlich des Albersdorfer Gewerbegebietes ,,Hogen
Haid“. Dieser bestehende Bebauungsplan wird geandert und erweitert mit dem Ziel
der Erweiterung der bestehenden Biogasanlage nach Siden. Westlich der beste-
henden Biogasanlage soll eine Silageflache angelegt werden.

Der Standort wird im Norden und Westen von Wald bzw. Feldgehodlzen begrenzt.
Suadlich schlief3t Ackerflache an.

Durch die Erweiterung der Biogasanlage werden nach derzeitiger Einschatzung kei-
ne erheblichen Belastungen durch Geruch und Larm entstehen. Die in Anspruch ge-
nommenen Flachen weisen allgemeine Bedeutung fir den Naturschutz auf.

Der am Sudrand des Gebietes vorhandene Knick, der im Zusammenhang mit der
Errichtung der Biogasanlage angelegt wurde, wird in einem 120 m langen Abschnitt
entfernt und an dem neu entstehenden Sidrand in 1,5-facher Lange neu angelegt.
Zusatzlich werden am o6stlichen Rand funf Baume gepflanzt. Die Ubrigen Knickab-
schnitte werden erhalten und geschuitzt. Dadurch wird der Erweiterungsbereich in die
Landschaft eingebunden.

Als Ausgleich fir Beeintrachtigungen des Bodens durch Flachenversiegelung, die bei
der Erweiterung der Biogasanlage zu erwarten ist, werden MalRnahmen zur 6kologi-
schen Aufwertung von Natur und Landschaft durch den Deich- und Hauptsielverband
auf externer Flache erbracht.

Im Ergebnis sind bei Einhaltung der Vermeidungs- und Ausgleichsmalinahmen ins-
gesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten.

Arkebek, .

Burgermeister
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10. Anlagen
10.1 Vorhabenplan

10.2 Zusammenfassende Erklarung
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10.2 Zusammenfassende Erklarung

Die zusammenfassende Erklarung gemaf} 8§ 10 (4) BauGB beriicksichtigt die Art und
Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behor-
denbeteiligung in der Planung berucksichtigt wurden.

Es ist beabsichtigt, die bestehende Biogasanlage in der Gemeinde Arkebek zu opti-
mieren, die Betriebssicherheit zu erh6hen und die Warmelieferung im Hinblick auf die
gestiegene Nachfrage auszubauen. Die Gemeinde stellt zur Schaffung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen die 1. Anderung und Erganzung des Vorhaben bezo-
genen Bebauungsplans Nr. 1 auf.

Die Auswirkungen des projektierten Vorhabens sind im Rahmen der Umweltpriifung
schutzgutbezogen erfasst worden. Die Beurteilung der voraussichtlichen, auf der
Ebene des Bebauungsplanes erkennbaren, Umweltauswirkungen sind ebenfalls
Schutzgut-bezogen erfolgt.

Aufgrund der durchgefihrten Umweltprifung stuft die Gemeinde Arkebek die Um-
weltauswirkungen, die durch die vorliegende Aufstellung der 1. Anderung und Ergéan-
zung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 ,Biogasanlage” ermdglicht
werden, nach Durchfihrung der beschriebenen Vermeidungs-, Minimierungs- und
AusgleichsmalRnahmen als nicht erheblich ein.

Der durch den Bebauungsplan vorbereitete Eingriff in Natur und Landschaft ist aus
Sicht der Gemeinde Arkebek mit Umsetzung der Vermeidungs-, Minimierungs- und
AusgleichsmalRnahmen als ausgeglichen zu bewerten.

Die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens eingegangenen umweltrelevanten Hin-
weise der Behotrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden, soweit sie
der Klarstellung dienten, in die Begrindung tibernommen.

Insbesondere sind erhéhte Auflagen durch die Festsetzung des Wasserschutzgebie-
tes Odderade im Rahmen der Vorhabenumsetzung zu bericksichtigen. Darliber hin-
aus muss mit Silageséften verunreinigtes Niederschlagswasser vollstandig aufgefan-
gen und landwirtschatftlich verwertet werden.

Der mit dem Anlagebetrieb verbundene zusatzlich Lkw-Verkehr ist als gering einzu-
stufen, der Knickausgleich erfolgt auf Grundlage der 'Empfehlungen fir den Aus-
gleich von Knicks' vom 01.02.2008 des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und
landliche Raume des Landes Schleswig-Holstein im Verhéltnis 1 : 1,5. Die vorhande-
ne Gasleitung der E.On-Hanse AG ist im Bereich der Einfahrt durch technische Mal3-
nahmen zusatzlich zu sichern.

Plananderungen haben sich im Zuge der o6ffentlichen Auslegung nicht ergeben.
Sonstige Planungsalternativen wurden nicht aufgezeigt. Die erste Anderung des Vor-
haben bezogenen Bebauungsplan Nr. 1 ,Biogasanlage* wurde am 13.04.2010 ab-
schlieRend beschlossen.

Arkebek, . .2010

Birgermeister



	Arkebek-VBplan-1-1verkleinert
	Arkebek-VBplan-1-1-Begruendung verkleinert
	1. Lage, Planungsanlass und Planungsziele
	2. Planerische Vorgaben
	3. Erläuterung der Planfestsetzungen
	3.1  Art der baulichen Nutzung
	3.2  Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche
	3.3 Nachrichtliche Übernahmen
	3.4 Grünordnung
	3.4.1 Knicks
	3.4.2 Baumpflanzungen
	3.4.3 Ausgleichsflächen und Maßnahmen

	3.5 Immissionsschutz
	3.6 Denkmalschutz

	4. Verkehrserschließung
	5. Technische Infrastruktur
	5.1  Strom- und Gasversorgung
	5.2 Fernwärme
	5.3 Wasserversorgung
	5.4 Müllbeseitigung
	5.5 Schmutzwasserbeseitigung
	5.6  Niederschlagswasser

	6. Bodenordnende Maßnahmen
	7. Flächenbilanzierung
	8. Kosten, Durchführungsvertrag
	9. Umweltbericht
	9.1 Einleitung 
	9.1.1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans
	9.1.1.1 Angaben zum Standort
	9.1.1.2 Art des Vorhabens und Festsetzungen
	9.1.1.3 Umfang des Vorhabens und Angaben zum Bedarf an Grund und Boden

	9.1.2 Umweltschutzziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen
	9.1.2.1 Fachgesetze und -verordnungen
	9.1.2.2 Fachplanungen


	9.2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen
	9.2.1 Bestand
	9.2.1.1 Schutzgut Mensch
	Erholungseignung
	Immissionen

	9.2.1.2 Schutzgut Biotope, Tiere und Pflanzen
	9.2.1.3 Schutzgut Boden
	9.2.1.4 Schutzgut Wasser
	9.2.1.5 Schutzgut Klima / Luft
	9.2.1.6 Schutzgut Landschaft
	9.2.1.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

	9.2.2 Prognose der Umweltauswirkungen 
	9.2.2.1 Schutzgut Mensch
	Erholungseignung
	Immissionen

	9.2.2.2 Schutzgut Biotope, Tiere und Pflanzen
	Artenschutz

	9.2.2.3 Schutzgut Boden
	9.2.2.4 Schutzgut Wasser
	9.2.2.5 Schutzgut Klima / Luft
	9.2.2.6 Schutzgut Landschaft
	9.2.2.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	9.2.2.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern

	9.2.3 Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten
	9.2.3.1 Entwicklung bei Durchführung der Planung
	9.2.3.2 Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung

	9.2.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich
	9.2.4.1 Vermeidung und Verringerung
	9.2.4.2 Ausgleich
	Landschaftsbild
	Neupflanzung von Bäumen:
	Bodenversiegelung 
	Knicks



	9.3 Zusätzliche Angaben im Umweltbericht
	9.3.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung
	9.3.2 Überwachung der Umweltauswirkungen
	9.3.3 Zusammenfassung des Umweltberichtes


	10. Anlagen
	 10.2 Zusammenfassende Erklärung





